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Bau für Naturwissenschaften 
am Standort Wechloy begonnen 
In diesen Wochen haben die Bau
arbeiten für den Ausbau der Na
turwissenschaften auf dem Stand
ort Wechloy begonnen. Damit 
scheint das Projekt, um dessen 
Realisierung sich die Universität 
seit Jahren bemüht hat, abgesi
chert zu sein - zumal auch die 
Stadt grünes Licht für die Er
schließungsarbeiten gegeben hat. 

Der Hauptanteil der Stadt besteht 
in der Anlage einer Straße, die 
laut Ratsbeschluß nach Carl von 
Ossietzky benannt werden soll. In 
den nächsten vier Jahren sollen 
auf dem 70.000 Quadratmeter 
großen Areal etwa 1.700 flächen-
bezogene Studienplätze für die 
Naturwissenschaften und Mathe
matik entstehen. Kosten: etwa 160 

Millionen Mark. Nach Meinung 
von Experten könnte die Univer
sität Oldenburg zu den wenigen 
Hochschulen in der Bundesrepu
blik zählen, die noch einen Aus
bau in dieser Größenordnung er
leben. Bund und Länder haben 
sonst für den Hochschulbau die 
Geldhähne weitgehend zuge
dreht. gh 

Mit denkbar knapper Mehrheit: 

Senat gegen Fachbereichsteilung 
und Einrichtung von Instituten 
Schulenberg: „Diese Entscheidung zwingt den Minister zum Oktroi" 

Mit denkbar knapper Mehrhei t hat der Senat auf se iner letzten 

Sitzung a m 3 . D e z e m b e r mit 7 gege n 6 S t i m m e n an se inem alten 

Beschluß zur Organisat ionss truktur fes tgehal ten und sich gegen die 

Teilung der Fachbere iche I und HI sowie gegen die Einrichtung von 

Instituten ausgesprochen . Von den Studenten wurde die Entsche i 

dung mit großem Beifal l a u f g e n o m m e n , während sich nicht nur 

Professoren eher skept isch über die pol i t i schen F o l g e n äußerten . 

Nach Meinung des Sprechers der „ D e m o k r a t i s c h e n Hochschule" , 

Professor Dr . W o l f g a n g Schulenberg , ist die Entscheidung der 

Senatsmehrheit Ausdruck für e ine Voge l -Strauß-Pol i t ik , die e inen 

Oktroi des Minis ters geradezu programmiere .Wei t er erklärte er, 

daß seine Gruppe das Minderhe i t svotum vom S o m m e r des Jahres 

für neun Fachbere iche mit Instituten als Substruktur aufrechterhal-

i würde. 

Eine eher distanzierende Erklärung 
iben auch Präsident Dr. Horst Zil-

leßen und die Vizepräsidenten Prof. 
Dr. Hans-Dietrich Raapke und Prof. 
Dr. Peter Koll zu dem Senatsbe
schluß ab. In einer gemeinsamen 
Stellungnahme heißt es, die Universi
tät habe sich die Möglichkeit genom
men, ein einheitliches Konzept für 

die Organisationsstruktur vorzule
gen. Dies berge die Gefahr in sich, 
daß der Minister in erheblicher Weise 
von den Vorstellungen bei den Ge
nehmigungsverfahren abweiche. 
Weiter betonte die Universitätslei
tung, die Entscheidung des Senats sei 
nur auf dem Hintergrund verständ
lich, daß das Niedersächsische Hoch-

Weihnachtskonzert mit 
Chor der Universität 
Am Montag, dem 15. Dezember, fin
det um 20.00 in der Aula der Univer
sität ein Weihnachtskonzert der 
„Niedersächsischen Singakademie 

! e.V.1' statt. Auf dem Programm ste
hen der „Messias" (I . Teil und Halle-
luja) von Händel sowie das „Weih
nachtsoratorium" des französischen 
Komponisten C. Saint Saens. Die 
Gesamtleitung des Konzerts, an dem 
sich die Chöre der Universität Olden
burg, des Kirchenkreises Hannover-
Ost sowie der Konzertchor Hanno
verland beteiligen, hat Kirchenmusi-

\ ker Claus-Ulrich Heinke (Hanno-
! ver). Es spielt das Niedersächsische 
: Kammerorchester. Als Solisten wir-
[ ken Heidrun Heinke (Sopran), Ursu-

i Edeling (Alt), Alexander Senger 
: (Tenor), Gustav Hehring(Baß), Mo

nika Körner (Mezzosopran) und Rai-
i ner Abraham (Orgel und Cembalo) 

mit. 
E Das „Oratorio de Noel" (Weih-
[ nachtsoratorium) von Saint Saens 
[entstand 1858 und ist ein Jugendwerk 
I des französischen Romantikers. 
I Handels „Messias", wohl das be

kannteste Werk des Barock-Musi
kers, wurde 1741 komponiert. Erst 
dreißig Jahre später wurde es in 
Deutschland uraufgeführt. 
Die Niedersächsische Singakademie 
hat sich zum Ziel gesetzt, kleineren 
Chören die Pflege oratorischer Mu
sik zu ermöglichen. In Zusammenar
beit mit dem Niedersächsischen 
Kammerorchester wird interessierten 
Chören die Gelegenheit gegeben, 
durch punktuelle Zusammenarbeit 
größere Vorhaben zu verwirklichen. 
Die Beteiligung der Chöre wechselt 
von Projekt zu Projekt. Seit fünf Jah
ren besteht die Akademie, die sich in 
diesem Jahr als e.V. etablierte. Sie 
hat in dieser Zeit sechs große Konzer
te gegeben: u.a. Haydns Schöp
fung , Bachs Weihnachtsorato
rium und Mozarts Requiem . 
An dem Weihnachtskonzert in der 
Aula beteiligt sich auch der Universi
tätschor, der jeweils am Dienstag von 
20.00 bis 22.00 im Kammermusiksaal 
während der Vorlesungszeit probt. 
Eintritt für das Konzert: DM 7,—, für 
Studenten DM 3,50. 

Schulgesetz (NHG) bei der Einrich
tung von Instituten Mitbestim
mungsmöglichkeiten verweigere, wie 
sie in der Wirtschaft seit langem 
selbstverständlich seien. 
Unzweifelhaft ist die Bildung von In
stituten und Seminaren der Dreh-
und Angelpunkt der Auseinanderset
zung. Das war auch so auf der eine 
Woche zuvor gelaufenen gesamtuni
versitären Vollversammlung, die fast 
einstimmig eine Resolution verab
schiedete, in der nicht nur die Teilung 
der Fachbereiche I und III abgelehnt, 
sondern auch eine Rücknahme der 
bereits erfolgten Teilung des Fachbe
reichs IV in vier Fachbereiche (Biolo
gie, Chemie, Mathematik, Physik 
verlangt wurde. Nach Auffassung der 
Vollversammlung sind die bestehen
den Mängel in Forschung, Lehre und 
Studium nachweisbar nicht durch or
ganisatorische Faktoren bestimmt, 
„daher auch durch eine Veränderung 
der Organisationsstruktur nicht zu 
beseitigen". Die VV forderte deshalb 
alle Hochschulangehörigen auf, sich 
nicht an Maßnahmen zu beteiligen, 
die zu Institutsgründungen führen 
könnten. Zur Durchsetzung dieser 
Ziele wurde u.a. die Beteiligung an 
einer landesweiten Demonstration 
am II . Dezember in Hannover und 
die Durchführung von Aktionstagen 
empfohlen. Im Falle eines Oktrois 
solle gestreikt werden. 
Mit einem solchen Oktroi muß in der 
Tat gerechnet werden - vielleicht 
schon in diesem Monat. Denn der 
Minister hatte bereits vor einigen 
Wochen angekündigt, daß er derzei
tigen Beschlüssen zur Organisations
struktur nicht zustimmen könne. Ne
ben der Teilung der Fachbereiche I 
und III verlangte er die Einrichtun; 
von Instituten. Dieser Erlaß hatte zu
nächst dazu geführt, daß sich der 
Fachbereichsrat III auch zu einer 
Teilung in einen sozialwissenschaftli-

Fortsetzung Seite 2 

CDU-Ausschuß 
besuchte Uni 
Am 8.12. besuchte der Fachaus
schuß für Wissenschaft und 
Kunst des CDU-Landesver
bandes die Universität, um 
sich über Struktur und 
Ausstattung der Hochschu
le zu informieren. 
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Vorlage des Präsidenten 
zur Organisationsstruktur 
Alternative I 
1. Variante: 
4 Fachbereiche mit wissenschaftli
chen Einrichtungen {in Klammern) 

Fachbereich I 
Pädagogik, Sonderpädagogik, Psy
chologie, Sportwissenschaft (1. Päd
agogik, 2. Sonderpädagogik, 3. Psy
chologie, 4. Sportwissenschaft) 

Fachbereich II 
Germanistik, Niederlandistik, 
Sprachphilosophie, Anglistik, Rus
sisch, Musik, Kunst (1. Germanistik/ 
Niederlandistik, 2. Anglistik/Rus-
sisch/Sprachphilosophic, 3. Musik, 
4. Kunst) 

Fachbereich III 
Sozial Wissenschaften, Philosophie, 
Religionspäd., Geschichte, ALP, 
Raumplanung, Geographie, Wirt-
schaftswiss. (1. Sozialwiss. (mit Phi
losophie u. Religionspäd I, 2. Sozial
wiss. II, 3. Geschichte, 4. ALP, 5. 
Wirtschaftswiss. (mit Raumplanung 
u. Geographie I, 6. Wirtschaftswiss. 
II) 

Fachbereich IV 
Mathematik, Physik, Biologie, Che
mie (1. Mathematik, 2. Physik, 3. 
Biologie, 4. Chemie) 

Alternative I 
2. Variante 
6 Fachbereiche mit wissenschaftli
chen Einrichtungen (in Klammern) 

Fachbereich I 
Sportwissenschaft, Musik, Kunst (1. 
Sportwissensch., 2. Musik, 3. Kunst) 

Fachbereich II 
Sonderpädagogik, Pädagogik, Psy
chologie (1. Sonderpädagogik, 2. 
Pädagogik, 3. Psychologie) 

Fachbereich III 
Germanistik, Niederlandistik, Angli
stik, Russisch (1. Germanistik/Nie-
derlandistik, 2. Fremdsprachen) 

Fachbereich IV 
Sozialwiss., Philosophie, Sprachphi-
los., Religionspäd., Geschichte (1. 
Sozialwiss. I, 2. Sozialwiss. II, 3. Phi-
losophie/Religionspäd., 4. Geschich
te) 

Fachbereich V 
Wirtschaftswissensch., ALP, Raum
planung, Geographie ( I . Wirt
schaftswissensch. I, 2. Wirtschafts
wissensch. II, 3. ALP, 4. Raumpla
nung/Geographie) 

Fachbereich VI 
Mathematik, Physik, Chemie, Biolo-
gie(I . Mathematik,2. Physik,3. Che
mie, 4. Biologie) 

Alternative II 
12 Fachbereiche ohne wiss. Einrich
tungen 

Fachbereich I 
Sportwiss., Musik/Kunst 

Fachbereich II 
Pädagogik/Sonderpädagogik 

Fachbereich III 
Psychologie 

Fachbereich IV 
Sprach- und Literaturwiss. 

Fachbereich V 
Sozial- und Politikwissenschaften 

Fachbereich VI 
Geschichte/Religionspäd./Philoso
phie 

Fachbereich VII 
Wirtschaftswissensch. 

Fachbereich VIII 
ALP/Raumplanung/Gcographie 

Fachbereich IX 
Mathematik 

Fachbereich X 
Physik 

Fachbereich XI 
Chemie 

Fachbereich XII 
Biologie 

Senatsbeschluß 
im Wortlaut 
„Der Senat kann sich den Ausfüh
rungen des Ministers für Wissen
schaft und Kunst im Erlaß vom 18. 
September 1980 zum Organisa
tionsplan der Universität nicht an
schließen. Der Senat ist darüber 
befremdet, daß der Minister auf 
dem Wege des Oktrois handeln 
will. Der Senat hält eine Teilung 
der Fachbereiche I und 111 sachlich 
nicht Tür geboten. Der Senat hält 
ferner unverändert an seiner Posi
tion fest, daß er die Einrichtung von 
wissenschaftlichen Einrichtungen 
in der Form, wie sie der § 101 NHG 
vorschreibt, nicht als eine zweck
mäßige Lösung der organisatori
schen Probleme der Universität an
sieht und daher die Bildung solcher 
Wissenschaftlichen Einrichtungen 
ablehnt." 

Weiter beschloß der Senat: 
„Die Diskussion um die .Substruk
tur' der Fachbereiche wird auf der 
Grundlage des Senatsbeschlusses 
(Erläuterungen zum Organisa
tionsplan der Universität Olden
burg, Teil 2. Innere Gliederung der 
Fachbereiche) noch einmal neu auf
genommen und fortentwickelt. In
nerhalb der Fachbereiche soll eine 
flächendeckende Substruktur für 
die dezentrale Wahrnehmung von 
Aufgaben der Fachbereiche beste
hen. Diese umfaßt 

- Studienkommissionen Tür die 
Wahrnehmung der Aufgaben der 
Lehre sowie die Behandlung von 
Studien- und Prüfungsordnungen, 
- Organisationseinheiten für die 
Wahrnehmung der Aufgaben der 
Fächer bzw. der Forschung, bei de
nen es sich nicht um wissenschaftli
che Einrichtungen gem. § 101 
NHG handeln darf. Diese Organi
sationseinheiten haben zur Selbst
verwaltung eigene Gremien." 

Senat gegen Fachbereichsteilung 
und Einrichtung von Instituten 
Fortsetzung von Seite 1 
chen und einen wirtschaftswissen
schaftlichen Fachbereich entschloß. 
Doch offensichtlich unter dem Ein
druck der VV nahm er diesen Be
schluß wieder mit 8 : 5 Stimmen zu
rück. Der Fachbereichsrat I blieb 
dagegen - allerdings mit knappster 
Mehrheit - von vornherein hart und 
lehnte das ministerielle Verlangen ab. 
Konsequent vertrat ebenfalls der 
Fachbereichsrat IV seine Position, 
die auch die Billigung des Ministers 
gefunden hatte. Trotz des VV-Be-
schlusses nahm er die Teilung nicht 
wieder zurück. 

Angesichts dieser prekären Situation 
- angereichert durch die Ankündi
gung mehrerer Minderheitsvoten -
entschloß sich die Universitätslei
tung, dem Senat selbst ein Papier zur 
Organisationsstruktur vorzulegen, 
das drei alternative Modelle mit und 
ohne Instituten enthält (siehe Seite 
2). Doch für eine Konsensbildung 
war es offensichtlich zu spät. Die Be
fürworter der VV-Beschlüsse argu
mentierten, der Minister werde auch 
bei der Einrichtung von kleinen 
Fachbereichen seine Institutspläne 
durchzusetzen versuchen. Deshalb 
müsse die Universität bei ihrer jetzi
gen Position bleiben und dürfe kei
nen Schritt zurückweichen. Die Geg
ner einer solchen Linie machten da
gegen deutlich, daß die Universität 
nicht am NHG vorbeikomme und 
sich jeglichen Spielraum nähme, 
wenn sie lediglich in ihrer Gegenposi
tion verharre. „Damit zwingt sie qua

si den Minister zum Oktroi. Dabei 
kann er auch mit großer Unterstüt
zung der Öffentlichkeit rechnen" 
(Schulenberg). Unabhängig von den 
Bestimmungen des NHG sei zudem 
eine neue Organisationsstruktur fäl
lig, um Forschung und Lehre zu ef-
fektivieren. Zur Zeit stehe eine 
„Wildwuchssubstruktur mit Dritt
mittelprojekten und Clicjuen", die 
völlig undurchsichtig sei. Überschau
bar sei indes eine klare Gliederung in 
mehrere Fachbereiche mit Instituten. 
In diesen könnten auch Mitsprache
möglichkeiten geschaffen werden. 
Gleichwohl die Mehrheit des Senats 
blieb bei der Entscheidung vom Som
mer, gegen die die „Demokratische 
Hochschule" bereits ein Minderheits
votum eingelegt hatte. Allerdings 
konnten sich die Studenten mit ihren 
Forderungen nicht voll durchsetzen, 
alle VV-Beschlüsse vom Senat abseg
nen zu lassen. So fand eine Rücknah
me des Teilungsbeschlusses des 
Fachbereichs IV ebenso keine Mehr
heit wie die Vorlage, Aktionstage an 
der Hochschule durchzuführen und 
zu streiken, sollte der Minister per 
Oktroi seine Vorstellungen durchset
zen. Heftigen Angriffen sahen sich 
dabei die Vertreter der „Linken Li
ste" ausgesetzt. Sowohl die Studen
ten wieder Sprecher der „Demokrati
schen Hochschule" warfen der „Lin
ken Liste" Inkonsequenz vor. Wenn 
sie schon gegen die Teilung der Fach
bereiche I und III seien, hätten sie 
sich auch gegen die Teilung des Fach
bereiches IV aussprechen müssen, gh 

Zitat 
„Dem Umsturz der Meinungen folgt 
der Umsturz der Institutionen nicht 
sofort nach, vielmehr wohnen die 
neuen Meinungen lange Zeit im ver
ödeten und unheimlich gewordenen 
Haus ihrer Vorgängerinnen und kon
servieren es selbst, aus Wohnungs
not." Nietzsche 

Gegen die Einrichtung von Instituten demonstrierten in einem Sketsch auf der 
Vollversammlung die Studenten. Foto: Koopmann 

Auseinandersetzung um Prüfungsordnungen mit Kultusminister 
Durch Runderlaß vom 9. Juni 1980 
hat der Niedersächsische Kultusmi
nister die „Ordnung der ersten staat
lichen Prüfung an Realschulen" und 
die „Ordnung der ersten staatlichen 
Prüfung für das Lehramt an Grund-
und Hauptschulen" in Kraft gesetzt. 
Die wichtigsten Veränderungen: 

Die Zahl der zu studierenden Fä
cher wird von bisher zwei auf zwei
einhalb um ein sogen. „3. Fach" 
erhöht. 
Die bisher relative Freiheit der Fä
cherwahl wird durch „Kombina
tionsvorschriften" abgelöst, die sehr 
rigide und bis ins kleinste (auch für 
das sogen. 3. Fach) regeln, welche 
Fächer mit welchen anderen Fächern 
verbunden werden müssen bzw. auf 
keinen Fall verbunden werden dür
fen. 
• Die Abschottung der Lehrämter 
gegeneinander wird verstärkt, der 
„Aufstieg" von einem Lehramt ins 
andere erschwert. 
Sowohl das Verfahren der Inkraftset
zung dieser neuen Prüfungsordnun
gen als auch ihre Inhalte haben seit 
Bekanntwerden erster Entwürfe im
mer wieder zu heftiger Kritik geführt 
- auch vom RCDS, der wörtlich zu 
diesem Komplex in einer Presseerklä
rung äußerte: „Scharfe Kritik hat der 
Landesverband des Rings Christlich 
Demokratischer Studenten (RCDS) 
am Inhalt einer neuen Prüfungsord
nung für die erste staatliche Prüfung 
der Grund-, Haupt- und Realschul
lehrer geübt. Dies bedeute zusam
mengenommen, daß die künftigen 
Grund-, Haupt- und Realschullehrer 
zwar in vielen Bereichen, dort aber 

nur oberflächlich ausgebildet werden 
können!" (NWZ, 27.6.80) 
„Sachverstand der Hochschulen in 
der Lehrerausbildung nicht gefragt? 
Kritik hat der Interimspräsident der 
Universität Oldenburg, Prof. Dr. 
Hans-Dietrich Raapke an den vom 
Niedersächsischen Kultusminister 
jüngst erlassenen neuen Prüfungs
ordnungen für die Lehrämter an 
Grund- und Hauptschulen sowie an 
Realschulen geübt. Er erklärte ... 
durch die neuen Prüfungsordnungen 
sei die Struktur der Lehrerausbil
dung verändert worden, ohne daß 
dabei die Bedenken der Hochschulen 
berücksichtigt worden seien." (Pres
sedienst der Universität Oldenburg 
vom 1.9.80) 

„Die Universität Oldenburg hat aus
führlich zu den Entwürfen des KM zu 
den o.g. Prüfungsordnungen Stel
lung genommen und auf die Vielzahl 
von Problemen hingewiesen, die 
durch die Neuregelungen entstehen 
würden. Der Kultusminister hat we
der die inhaltlichen Stellungnahmen 
der Universität Oldenburg und aller 
anderen Landesuniversitäten be
rücksichtigt oder auch nur beantwor
tet, noch hat er die Verfahrensfehler 
beseitigt, indem er die Studienre-
formkommissionen beteiligt und An
hörungen der Hochschulen angesetzt 
hat. Er hat vielmehr die Prüfungsord
nungen weiter und entgegen den Vo
ten der Hochschulen verändert und 
ohne erneute Inkenntnissetzung der 
Hochschulen erlassen. ...Die Univer
sität ist der Auffassung, daß dadurch 
nicht nur Rechte der Hochschulen 

verletzt worden sind, sondern auch 
sachgerechte Lösungen durch die 
faktische Ausschaltung der Hoch
schulen unmöglich geworden sind." 
(Auszüge aus dem einstimmigen Be
schluß der GKL vom 22.10.1980) 

Am 5. November 1980 hat der Nie
dersächsische Landtag einen von der 
SPD-Fraktion eingebrachten Ent
schließungsantrag behandelt, der die 
Zurückziehung der beiden Prüfungs
ordnungen zum Ziel hatte, weil die 
Rechtmäßigkeit des Verfahrens beim 
Erlassen dieser neuen Prüfungsord
nungen angezweifelt wurde. 
Die hektische Eile beim Erlaß der 
Prüfungsordnungen wurde vom Kul
tusminister „mit Rücksicht auf äj 164 
Abs. 2 NHG" begründet. Dieser Ab
satz lautet: „Die bisher geltenden 
Studien- und Prüfungsordnungen 
sind innerhalb von zwei Jahren - d.h. 
bis zum 30.9.1980(1)-nach Inkraft
treten dieses Gesetzes dessen Vor
schriften anzupassen..." 
Dazu ist zu bemerken: Bisher sind 
lediglich z w e i neue Prüfungsord
nungen in Kraft. Unverändert gelten 
weiter: 

• alle Studienordnungen (hierzu ist 
das Verfahren der Anpassung bereits 
eröffnet worden, s.u.) 
• die Ordnung der Ersten Staatsprü
fung für das Lehramt an Gymnasien 
• die Ordnung der Ersten Staatsprü
fung für das Lehramt an berufsbil
denden Schulen mit der beruflichen 
Fachrichtung Wirtschaftswissen
schaft 
(Für beide Ordnungen werden Neu
fassungen z.Zt. „beraten") 

• die Ordnung für die staatliche Prü
fung für das Lehramt an Sonderschu
len 
(Für diese Ordnung sind den Hoch
schulen noch keine Neufassungsent
würfe bekannt). 
Soviel zum Thema „Neue Prüfungs
ordnungen". Nun zu dem nicht min
der heiklen Thema der „Anpassung 
der Studiengängc/Studienordnun-
gen an diese neuen Prüfungsordnun
gen. 
Offenbar sollten hier 'Formfehler' 
vermieden werden, und so forderte 
der Minister für Wissenschaft und 
Kunst mit Schnellbrief vom 27.8. (!) 
1980 alle Hochschulen und Universi
täten auf, „bis zum 10. November 
1980 über dabei auftretende Proble
me zu berichten und Lösungsvor
schläge zu unterbreiten." Gleichzei
tig wurde zu einer Dienstbespre
chung eingeladen, die am 25. Novem
ber 1980 um 15.00 stattfinden sollte. 
Am Mittag des 24. November (!) 
tickerte der Fernschreiber des MWK 
die für diese Besprechung vorgesehe
ne Tagesordnung an alle Hochschu
len. Die Tagesordnung war fast einen 
halben Meter lang und enthielt 46 
TOP's, z.B.: 

TOP 2: Bericht des MWK über die 
Prüfungsordnungen und zum Ent
wurf des Lehrerausbildungsgesetzes, 
TOP 3: Bericht des MWK über das 
Verfahren der Umsetzung der Prü
fungsordnung für die Lehrämter. 
Dann folgen 26 (!) TOP's, in denen 
das MWK über grundsätzliche Vor
stellungen zur Realisierung des Stu
dienangebotes referieren will. 

So konnte es denn nicht verwundern, 
wenn der Vorsitzende der Landesrek
torenkonferenz, Prof.Dr. Kamp Staats
sekretär Möller im Namen der vollzäh
lig versammelten Vertreter der Hoch
schulen und Universitäten mitteilte, die 
Tagesordnung lege den Verdacht nahe, 
daß es sich hier und heute nicht um eine 
„Anhörung", sondern eher um eine Be
lehrung durch die Ministerien handele. 

Trotz atmosphärischer Entspannung 
im Laufe der Besprechung blieben 
die Positionen auf beiden Seiten un
verändert: Die Vertreter des Kultus
ministeriums rechtfertigten das Ver
fahren und die Inhalte der neuen 
Prüfungsordnungen; die Vertreter 
des MWK wollten nur Probleme der 
„Umsetzung" der neuen Prüfungs
ordnungen in Studiengänge, nicht 
aber die neuen Ordnungen selbst dis
kutieren. 

Die Vertreter der Hochschulen und 
Universitäten monierten nachdrück
lich und wiederholt das Verfahren 
der Inkraftsetzung und die Inhalte. 
Sie bezweifelten, ob sich die neuen 
Prüfungsordnungen - vor allem in 
Hinsicht auf das sogen. „3. Fach" 
und die „Kombinationsvorschriften" 
überhaupt mit den derzeitigen Kapa
zitäten würden realisieren lassen. Sie 
betonten weiter, daß durch die Ver
mehrung der Studieninhalte und Prü
fungsleistungen bei gleichbleibender 
oder gar verkürzter Studienzeit es 
eben n i c h t zu einer vom KM 
gewollten Qualilikationscrweite-
rung, sondern fast zwangsläufig zu 
einer Qualifikationsminderung füh
ren müsse. Herbert Hasler 
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Deutliches Votum gegen 
NHG-Novellierungsentwurf 
Ein deutliches Votum hat der Senat der Universität Oldenburg zu dem vom 
Minister für Wissenschaft und Kunst (MWK) vorgelegten Referentenentwurf für 
ein zweites Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Hochschulgesetzes 
(NHG-Novelle) abgegeben. Bei nur einer Enthaltung verabschiedete er eine Stel
lungnahme, in der herbe Kritik an dem Novellierungsentwurf geübt wird. 
Die Novelle war notwendig gewor- Veranstaltungen-eine Regelung, „die 
den, nachdem vom Bundesgesetzge- im Einzelfall eine unvertretbare Ver
ber die im Hochschulrahmengesetz schärfung gegenüber der Zwangsex^ 
(HRG) vorgesehene Zwangsexmatri
kulation bei Überschreitung der Re
gelstudienzeit wieder gestrichen wor
den war; diese Streichung muß in den 
Hochschulgesetzen der Länder nach
vollzogen werden. Der MWK nutzte 
diese Gelegenheit jedoch dazu, dem 
Landtag eine Reihe zusätzlicher Än
derungen vorzuschlagen, deren Ver
wirklichung weitreichende Auswir
kungen für die Hochschulen hätte 
(siehe Bericht im uni-info 13 + 14/ 
80). 

In seiner Stellungnahme begrüßt der 
Senat die Streichung der Zwangsex
matrikulation, sieht jedoch in dem neu
en § 17 a - zahlenmäßige Beschrän
kung der Teilnehmer bestimmter Lehr-

matrikulation bedeuten" kann, da ei
nem Studenten bei Überschreitung der 
Regelstudienzeit dadurch der gesetz
lich garantierte Anspruch auf Zulas
sung zur Prüfung genommen werden 
kann. Insbesondere wären die Studen
ten betroffen, die durch Nebenbeschäf
tigungen ihren Lebensunterhalt ver
dienen müssen bzw. die durch Tätig
keiten in der Selbstverwaltung zusätz
lich in Anspruch genommen werden. 
„Nachdrücklich" lehnt die Universität 
Oldenburg die vorgesehene Einfüh
rung der politischen Überprüfung auch 
bei Lehrbeauftragten ab: die geplante 
Neuregelung schränke in unzulässiger 
Weise das Grundrecht der Wissen
schaftsfreiheit für Lehrbeauftragte 

Psychotherapeutsche Praxis 
und psychosoziale Versorgung 
BdWi-Fachtagung im Januar in Oldenburg 
Eine bundesweite Fachtagung zum 
Thema „Demokratische Wissen
schaft - Psychotherapeutische Praxis 
und psychosoziale Versorgung" ver
anstaltet der Bund demokratischer 
Wissenschaftler (BdWi) vom 23. bis 
25. Januar 1981 in der Oldenburger 
Universität. Diese Veranstaltung, die 
von der Oldenburger Sektion des 
BdWi vorbereitet wird, schließt an 
den 2. Internationalen Kongreß „Kri
tische Psychologie" im vergangenen 
Jahr in Marburg an, der sich auch mit 
dem Thema „Arbeit und Arbeitslo
sigkeit in kritisch-psychologischer 
Sicht" beschäftigte. 
Die Vorbereitungsgruppe geht davon 
aus, daß die seit vier Jahren andau
ernde Krise in der Bundesrepublik 
mit Arbeitslosigkeit, verschärftem 
Konkurrenzdruck und vielfältiger 
menschlicher Not sowohl die For
schung und Lehre als auch die Beruf
spraxis vor neue Probleme einer bes
seren psycho-sozialen Versorgung 
der Bevölkerung stellt. 
Die Oldenburger Fachtagung wird, 
wie es dazu heißt, sich daher beson
ders mit fachspezifischen Fragestel
lungen alternativer Psychologie, de
mokratischer und kritischer Psycho
logie befassen. Dabei soll es vor allem 
um eine Zwischenbilanz zum derzei
tigen Stand des Wechselverhältnisses 
von fortschrittlicher wissenschaftli
cher Theorie und entsprechenden 
Konzeptionen in der Berufspraxis 
der psycho-sozialen Versorgung im 
weitesten Sinne gehen. Im Mittel
punkt steht der Erfahrungsaustausch 
zwischen Berufspraktikern und 
Hochschulangehörigen. 
In verschiedenen Arbeitsformen wer
den folgende Bereiche behandelt: 
•Primäre Prävention (Vorschläge 
und Forderungen der Gewerkschaf

ten, Vorsorge, F'rühförderung, Mo
delle in anderen Ländern) 
• Mißlingen von „Schulkarrieren" 
(Ursachen und Wirkungszusammen
hänge, Funktion des schulpsycholo
gischen Dienstes, „Lernbehinde
rung", „Verhaltensstörungen", Lese-
Rechtschreib-Schwäche, Bedeutung 
der Vorschule) 

• Schwerstbehinderte (neue Ansätze 
pädagogischer und therapeutischer 
Arbeit) 
• Berufliche Rehabilitation Behin
derter (Recht auf Arbeit und berufli
che Bildung) 
• Diagnostik (Alternativen zur her
kömmlichen Diagnostik und Anam
nese, tätigkeitsorientierte, historisch
genetische Diagnostik) 
• Therapie - Theorie-Praxis-Bezie
hungen (Handlungstheorie, Kriti
sche Psychologie, Tätigkeitspsycho
logie versus Verhaltenstherapie und 
Psychoanalyse, Praxisfelder: Fami
lie, Arbeit, Spiel, Sport, Bewegung, 
Drogen) 

• Psychatrische Dienste (institutio
nelle Probleme, von der Prävention 
über die Ambulanz bis zur geschlos
senen Abteilung) 
• Psychotherapeutengesetz (Ent
würfe und Stellungnahmen, Funk
tion im Gesundheitssystem und in 
der psycho-sozialen Versorgung) 
• Psychosoziale Versorgung (Ar
beitslosigkeit, Probleme alter Men
schen) 
• Delinquenz von Jugendlichen 

Anmeldungen sollen bis Ende des 
Jahres eingereicht werden an die 
BdWi-Geschäftsstelle, Gisselberger 
Straße 7, Postfach 1162, 3550 Mar
burg oder an die BdWi-Sektion Ol
denburg, Klaus Struve, Universität 
Oldenburg, Postfach 2503, 2900 Ol
denburg. 

Keine Bespitzelung von Studenten 
In einer ohne Gegenstimmen verab
schiedeten Resolution hat die univer
sitäre Vollversammlung „mit großem 
Ernst das gegen die Absolventin der 
einphasigen Lehrerausbildung 
(ELAB), Ute Hüper, eingeleitete An
hörungsverfahren vor dem Nieder
sachsischen Innenministerium sowie 
die Weigerung der Bezirksregierung 
Weser-Ems, dem Studenten Hans-
Joachim Hartwig die Staatsbürger
schaft zu geben", verurteilt (siehe 
auch uni-info 18/80). 
Beide Maßnahmen, so heißt es in 
dem Beschluß weiter, gründeten sich 
auf sogenannte Erkenntnisse, die den 
jeweiligen Behörden durch den Ver
fassungsschutz zugetragen und in der 
Universität gesammelt worden seien. 

Die Bespitzelung richte sich gegen 
das Engagement in der universitären 
Selbstverwaltung, also gegen die 
Wahrnehmung demokratischer 
Rechte. 
In einem Schreiben an die Anhörkom
mission beim Niedersächsischen Innen
minister kritisierte der Präsident,daß 
Frau Hüper gerade die Wahrnehmung 
demokratischer Rechte in der Hoch
schulselbstverwaltung vorgehalten wer
de. Dabei müsse außer Betracht blei
ben, für welche Gruppierung die Kan
didatur und die Wahl erfolgt sei. In 
Sorge um die Glaubwürdigkeit der De
mokratie dürfe die Tätigkeit in Gre
mien der Universität nicht zur Begrün
dung an Zweifeln an der Verfassungs
treue herangezogen werden. 

ein. Damit werde nicht nur eine Beauf
tragung von „Dozenten aus dem Ost
block" (so der MWK) sowie von Wis
senschaftlern mit einem bestimmten 
Wissenschaftsverständnis unmöglich 
gemacht, sondern bei enger Auslegung 
der Bestimmungen könnten Lehrauf
träge für Ausländer überhaupt ausge
schlossen werden. Der Senat befürch
tet denn auch eine Belastung der Ko
operationsbeziehungen der Universi
tät zur Universität Groningen. Anstatt 
die Überprüfungspraxis, die „von der 
Universität Oldenburg stets kritisiert 
worden ist, abzubauen, wird sie auf 
eine weitere Gruppe (in den) Hoch
schulen ausgebaut". 
Ebenso wird die geplante Schaffung 
eines Wissenschaftlichen Zeitange
stellten, dem die wissenschaftliche 
Weiterqualifikation verwehrt wird, ab
gelehnt. Mit dieser Regelung, die ins
besondere die Stellung der wissen
schaftlichen Drittmittelbediensteten 
verschlechtere, würde eine zweite Ka
tegorie von wissenschaftlichen Zeitan
gestellten geschaffen, denen in Abhän
gigkeit der unmittelbaren Dienstvor
gesetzten lediglich unselbständige 
Dienstleistungsfunktionen oblägen. 
„Aus sozialen und wissenschaftspoliti
schen Gründen" wendet sich die Uni
versität ferner gegen die beabsichtigte 
Einführung eines Akademischen Rates 
auf Zeit (drei Jahre ohne Verlänge
rung). Damit sollten offensichtlich 
- durch Anwendung des Beamten
rechtes - die tarifrechtlichen Restrik
tionen für befristete Arbeitsverhält
nisse hinsichtlich der Wahrnehmung 
von Daueraufgaben umgangen wer
den. Beide letztgenannten Änderun
gen stünden „ohne sachlichen Grund 
im Widerspruch zum Reformanlie
gen eines möglichst einheitlichen 
akademischen Mittelbaus". 
Die in der NHG-Novelle vorgesehene 
Bestimmung, die Organisation der 
Hochschulverwattung zu einer staatli
chen Angelegenheit zu machen und da
mit der zuständigen Landesbehörde in 
diesem Bereich ein Weisungsrecht ein
zuräumen, hält die Universität für 
rechtlich unzulässig und praktisch un
zweckmäßig". Die so ausgehöhlte 
Selbstverwaltungsgarantie sei „sowohl 
mit der Tradition der Selbstverwal
tung der deutschen Universität als 
auch mit dem Hochschulrahmengesetz 
unvereinbar." 

Nach einer ersatzlosen Streichung der 
im NHG enthaltenen Programmsätze 
über den in Lüneburg ursprünglich ge
planten Modellversuch Gesamthoch
schule widerspräche nach Auffassung 
der Universität Oldenburg die Rechts
lage in Niedersachsen „zweifelsfrei 
dem Rahmenrecht" des HRG, das den 
Ländern „verbindlich eine Neuord
nung des Hochschulwesens mit dem 
Ziel Gesamthochschule" vorschreibe. 
Schon die Beschränkung dieses Auf
trages auf nur einen Modellversuch sei 
auf rechtliche Bedenken gestoßen, jb 

Müller vor OVG 
erfolgreich 
Hans-Joachim Müller, DKP-Rats
herr und Absolvent der damaligen 
PH Oldenburg, hat seinen Prozeß 
wegen seiner Suspendierung vom 
Dienst als Lehrer vor dem Oberver
waltungsgericht Lüneburg gewon
nen. 1974 war gegen Müller wegen 
Äußerungen über Dissidenten in der 
Sowjetunion auf dem DKP-Parteitag 
vom damaligen Präsidenten des Ver
waltungsbezirks Oldenburg ein Ent
lassungsverfahren eingeleitet wor
den. Nach sechs Jahren fällte jetzt 
das OVG in zweiter Instanz ein für 
Müller positives Urteil. Ob jedoch 
seine Forderung, sofort an der Hös-
senschule in Westerstede wieder ein
gesetzt zu werden, in Erfüllung geht, 
steht nicht fest. Beobachter schließen 
nicht aus, daß ein erneutes Entlas
sungsverfahren gegen das exponierte 
DKP-Mitglied droht. 

Jura-Kommission 

Vorsichtiger 
nach Sitzung 
Vorsichtiger Optimismus hat sich 
nach der 3. Sitzung der Jura-
Kommission in Oldenburg breit
gemacht. Die vom Niedersächsi
schen Minister für Wissenschaft 
und Kunst unter Vorsitz von Pro
fessor Dr. Merzbacher (Würz
burg) eingesetzte Kommission, 
die ein Votum über die Einrich
tung eines Studienganges Rechts
wissenschaften an der Universität 
Oldenburg abgeben soll, hörte 
Vertreter der Stadt, des Landkrei
ses Oldenburg, der Oldenburgi
schen und Ostfriesischen Land
schaft, der Industrie- und Han
delskammer, der Justizbehörden 
und der Universitätsgesellschaft 
an. 

In einer Stellungnahme erklärte 
Vizepräsident Professor Dr. 

Optimismus 
in Oldenburg 

Hans-Dietrich Raapke, in der An
hörung hätten die Regionalvertre
ter sich mit Engagement und 
ebenso präzisen wie differenzier
ten Argumenten für die Einrich
tung des rechtswissenschaftlichen 
Fachbereichs an der Universität 
ausgesprochen. Auch einige Be
denken seien zur Sprache gekom
men, die aber im Grunde bestätig
ten, daß es in der Oldenburger 
Universität ganz normal wie an 
anderen Universitäten zugehe. 
Die Kommissionsmitglieder 

schienen von dem Besuch in Ol
denburg in jeder Hinsicht einen 
guten Eindruck mitgenommen zu 
haben. Mit dem Votum werde am 
30. Januar gerechnet. Die Signale 
stünden aber allem Anschein nach 
nicht auf negativ. 

Konzil berät über Film und Video 
,Ossietzky-Papier" in der Forschung 

Am 14. Januar wird das Konzil der 
Universität zusammentreten, um u.a. 
über ein Papier zu beraten, auf das 
sich eine interfraktionelle Arbeits
gruppe geeinigt hat und künftige Be
handlung der Forderung der Hoch
schule, sich nach Carl von Ossietzky 
nennen zu dürfen, zum Inhalt hat. 

Raapke in 
WRK-Kommission 
Die Westdeutsche Rektorenkonfe
renz hat in ihrer 132. Plenarver-
sammlung am 17./18. November 
1980 den Vizepräsidenten der Uni
versität Oldenburg, Professor Dr. 
Hans-Dietrich Raapke, in die „Stän
dige Kommission für Grundsatzfra
gen des Prüfungs- und Studienwe
sens" gewählt. 

Zu Beginn des nächsten Jahres bietet 
Frau Dr. Hübner-Voss ein Kom
paktseminar zum Thema „Film und 
Video als Forschungsinstrumente 
zur Alltagswirklichkeit" an. Es geht 
darum, die audio-visuellen Medien in 
ihren Möglichkeiten als Forschungs
und Darstellungsmittel im Rahmen 
empirischer Sozialforschung zu er
proben. Diese Möglichkeiten sollen 
anhand verschiedener Filmbeispiele 
vorgestellt und diskutiert werden. 
Die Veranstaltung findet an drei Wo
chenenden im VG 501 statt: 
Freitag-Samstag, 16./17.1.81, 15.00-
19.00 und 10.00 - 14.00, Freitag-
Samstag, 30./31.1.81, 15.00 - 19.00 
und 10.00 - 14.00, Freitag-Samstag, 
6./7.2.81, 15.00 - 19.00 und 10.00 -
14.00. 

„Konflikt um Hausbesetzung 
nicht eskalieren lassen" 
In einem Brief an die Niedersächsi
sche Landesentwicklungsgesellschaft 
(NIELEG) hat Präsident Dr. Horst 
Zilleßen darum gebeten, alles Mögli
che zu tun, um den Konflikt um die 
Besetzung eines Hauskomplexes in 
Osternburg, der sich im Besitz der 
NIELEG befindet, nicht eskalieren 
zu lassen. Wörtlich heißt es in dem 
Brief weiter: „Es ist mir durchaus 
bewußt, daß dieser Schritt der Haus
besetzung rechtlich unterschiedlich 
bewertet werden kann. Die Motive 
der Besetzer, mit dieser Aktion auf 
die mangelhafte Wohnsituation für 
Studenten, Auszubildende und ande
re junge Leute hinzuweisen, halte ich 
jedoch für ernstzunehmen. Ich würde 
es sehr begrüßen, wenn sich eine 

Wohnraumförderung 

Möglichkeit ergäbe, in Verhandlun
gen zwischen Ihnen und den'Hausbe-
setzern einen Weg zu finden, wie eine 
polizeiliche Räumung zu verhindern 
ist, und ich bin auch gern bereit, 
gegebenenfalls als Vermittler zu fun
gieren. Meines Wissens kann auf dem 
Gelände ohnehin nicht von heute auf 
morgen neu gebaut werden, daein 
gültiger Bebauungsplan noch nicht 
vorliegt. Auf diese Weise könnte zu
mindest bis zu dem Beginn der Bau
maßnahmen eine Minderung der in 
der Tat akuten Wohnungsnot er
reicht werden. 

Ich erlaube mir, eine Durchschrift 
meines Schreibens der Niedersächsi
schen Landesregierung zur Kenntnis 
zuzuleiten." 

MWK und GEW gegen Rotstift 
Aktion „BAFöG-Runde 81" nennt 
sich eine demnächst an den Hoch
schulen anlaufende Unterschriften
kampagne der Gewerkschaft Erzie
hung und Wissenschaft. Damit ruft 
die GEW zur Unterstützung ihrer 
Forderungen zur Verbesserung der 
sozialen Lage von Studenten auf. Ein 
Hauptpunkt des Programmes ist die 
Bekämpfung der studentischen Woh
nungsnot u.a. durch Städtbauförde
rung und Altbausanierung. 

Für eine 
Erhöhung der Studentenwohnheim
plätze sprach sich auch der Nieder
sächsische Minister für Wissenschaft 
und Kunst, Prof. Dr. Eduard Pestel, 
aus und kritisierte die Streichungs
pläne des Bundes. Bis 1985 solle sich 
die Zahl von 11.150 auf 16.600 Plätze 
in Niedersachsen erhöhen. Schon das 
jetzige Angebot liege mit 13 Prozent 
rund 2 Prozent über dem Bundes
durchschnitt. 

Der Minister verwies auf ein Ge
spräch des Bundesministers für Bil
dung und Wissenschaft mit Ge
schäftsführern des Deutschen Stu
dentenwerks im Februar 1980, in 
dem das Bundesministerium die ra
sche und entscheidende Linderung 
der Wohnungsnot der Studenten als 
eines der wichtigsten gemeinsamen 
Ziele bezeichnet hatte 
Durch Mitfinanzierung studenti
scher Wohnplätze tritt auch das 
Land Baden-Württemberg der allge
meinen Wohnungsnot entgegen. Pri
vate Bauherren können noch dieses 
Jahr bis zu 16.500 Mark pro Wohn
platz bei den Studentenwerken oder 
dem Ministerium für Wissenschaft 
und Kunst beantragen, wenn sie sich 
verpflichten, 15 Jahre zu angemesse
nen Preisen an Studenten zu vermie
ten. Weitere Förderungsprogramme 
für die nächsten fünf Jahre sind be
reits in der Planung. ch 
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Mehr als 500 
Unterschriften 
für Kim Dae Jung 
An der von Präsident Zilleßen gestar
teten Unterschriftenaktion zugun
sten der in Südkorea zum Tode ver
urteilten Regimekritiker haben sich 
innerhalb von zwei Wochen insge
samt 531 Hochschulmitglieder betei
ligt. Allein 177 Professoren und Wis
senschaftliche Mitarbeiter der Uni
versität Oldenburg unterstützten die 
Forderung nach Annullierung aller 
Todesurteile, nach Freilassung der 
politischen Gefangenen sowie nach 
uneingeschränkter Gewährung der 
Menschenrechte und der demokrati
schen Rechte der südkoreanischen 
Bevölkerung. Der Text des Aufrufes 
und die Unterschriftslisten wurden 
an den Staatspräsidenten Südkoreas 
sowie an amnesty international, die 
deutsche Botschaft in Seoul und an 
das Auswärtige Amt geschickt. Letz
ten Presseberichten zufolge ist insbe
sondere das Leben Kim Dae Jungs 
ernsthaft gefährdet, dem nur noch 
die Hoffnung auf eine Begnadigung 
durch den Staatspräsidenten bleibt. 
Allgemein wird damit gerechnet, daß 

•ihm diese nicht gewährt wird und daß 
die Hinrichtung Kim Dae Jungs noch 
vor Weihnachten erfolgen wird. 

Auf der hochschulpolitischen Konfe
renz des DGB-Kreises der Freien und 
Hansestadt Hamburg und der Hans-
Böckler-Stiftung wies der Parlamen
tarische Staatssekretär beim Bundes
minister für Bildung und Wissen
schaft, Björn Engholm, in seiner Re
de heute darauf hin, daß die Hoch
schulen Motor der technologischen 
und damit auch der wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung seien. 
„Wir wollen, daß die Hochschulen 
stärker als bisher Beiträge zum de
mokratischen und sozialen Fort
schritt leisten. Dafür brauchen wir 
ihre lebendige Auseinandersetzung 
mit der Praxis in Wirtschaft und Ge
sellschaft. 

Regierung sucht 
Friedensforscher 
,. Wer einen Antrag stellt, kann im 
Prinzip etwas bekommen." Mit diesen 
Worten umriß kürzlich der Sprecher 
des Niedersächsischen Ministeriums 
für Wissenschaft und Kunst (MWK) 
gegenüber der Hannoverschen Allge
meinen Zeitung die Suche seines Mini
steriums nach Anlagemöglichkeiten 
für 90.000 Mark im Bereich der Frie
densforschung. 

Diese Summe war ursprünglich als 
Mitgliedsbeitrag des Landes Nieder
sachsen für die Deutsche Gesellschaft 
für Friedens- und Konfliktforschung 
(DGFK) vorgesehen. Nach dem Aus
tritt des Landes aus der DGFK zum 
31.12.1979 - begründet insbesondere 
mit der nach Ansicht der Landesregie
rung einseitigen Förderungspolitik und 
den angeblich zu geringen Mitwir
kungsmöglichkeiten in den Gremien 
der DGFK - waren diese Mittel frei 
geworden. Dem Willen der Landesre
gierung gemäß sollten die Gelder wei
terhin für Friedensforschung verwen
det werden; mit dieser Zweckbindung 
wollte man sie der Deutschen For
schungsgemeinschaft (DFG) zur Ver
fügung stellen. Nun aber stellte sich 
heraus, daß eine solche zweckgerichte
te Mittelzuwendung gar nicht möglich 
ist - womit sich entsprechende Vorher
sagen der SPD als richtig erwiesen. 
Die SPD hatte in der Landtagsdebatte 
um den Austritt Niedersachsens aus 
der DGFK auf diese Problematik hin
gewiesen. war aber von Minister Pestel 
unter Hinweis auf seine „langjährige 
Zugehörigkeit zur Deutschen For
schungsgemeinschaft" zurückgewie
sen worden. 

„Um nicht auf dem Geld sitzenzublei
ben", hat sich die Landesregierung auf 
die Suche nach geeigneten niedersäch
sischen Friedensforschern begeben, zu 
diesem Zweck soll auch der Arbeits
kreis zur Förderung der wissenschaft
lichen Forschung in Niedersachsen ein
geschaltet werden. ß 

Europäisches 
Bildungswesen 
Die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaft Generaldirektion 
Forschung, Wissenschaft und Bil
dung hat jetzt die 1979 von Dr. Klaus 
Winter (FB 1) vorgelegte Disserta
tion als „wesentlichen und eigenstän
digen Beitrag zum Studium der euro
päischen Integration" gewürdigt und 
ihre Veröffentlichung finanziell ge
fördert. Winters Monographie ist un
ter dem Titel „Das Europäische Bil
dungswesen im Prozeß seiner Inter
nationalisierung. Eine vergleichende 
Analyse unter besonderer Berück
sichtigung der Reformansätze in der 
Lehrerbildung" im Verlag Beltz/ 
Weinheim, Basel, erschienen. 

Gastvortrag 
Diplom-Psychologe Ulrich Bernhard 
spricht am Dienstag, 16.12.80, 9.15, 
VG 419, zum Thema: „Werbewir-
kungsforschung in der Industrie". 
Bernhard kann Vergleiche zwischen 
Universitäts- und Industrieforschung 
ziehen, da er zunächst an einem Uni
versitätsinstitut Werbeforschung be
trieben hat 

Habilitationen 
& Promotionen 

Der Fachbereichsrat des Fachberei
ches I hat dem Antrag von Herrn Dr. 
Karl-Heinz Ammonn auf Zulassung 
zur Habilitation für das Lehr- und 
Forschungsgebiet „Klinische Psy
chologie" zugestimmt und das Habi
litationsverfahren eröffnet. 
Die Dissertation von Ekkehart Nau
mann mit dem Titel: „Umgang mit 
Natur und Technik als Hilfe zur Le
bensbewältigung von Hauptschü
lerinnen und Hauptschülern" und die 
dazu gefertigten Gutachten liegen bis 
zum 22. Dezember 1980 im Fachbe
reich IV, Geschäftsstelle, Zimmer: 
AVZ 1-204, zur Einsichtnahme 
durch die Hochschullehrer aus. 

Personalien Personalien 
Professor Dr. Ernst Hinrichs, Histori
ker im Fachbereich III, hielt am 11. 
November 1980 vor dem Oldenbur
ger Landesverein einen Vortrag mit 
dem Thema: „Frankreich im Jahre 
1789 - Zur Debatte über die Franzö
sische Revolution." 
Professor Dr. Ulrich Mees, Psycholo
ge im Fachbereich I, hielt im Rahmen 
des 5. Kongresses der Schweizeri
schen Gesellschaft für Bildungsfor
schung in Fribourg/Schweiz einen 
Vortrag zum Thema: „Theoretische 
Ansätze in der Erziehungsstilfor
schung". Im Dezember referiert Mees 
im Fachbereich Psychologie der Uni
versität Münster über das Thema: 
„Soziale Bedingungen aggressiven 
Kindverhaltens". 

Professor Dr. Sigrun Philipp, bisher 
Psychologin im Fachbereich I, hat 
einen Ruf an die Universität Trier 
angenommen. 

Als wiss. Angestellte 
wurden eingestellt: 
Maria Balg, Fachgebiet Pädagogik 
(FB I) 
Karl-Heinz Blotevogel, Fachgebiet 
Mikrobiologie (FB IV) 
Elisabeth Holtkamp für das For
schungsvorhaben „Freunde der he
bräischen Universität unter Leitung 
von Prof. Krumbein, FB IV 
Ulrich Jany mit dem Aufgabengebiet 
„Planung und Organisation des I. 
und IL Studienabschnitts im ZpB 
Karin Kurpjoweit, Fachgebiet Päd
agogik {FB I) 

Bernd Ralle, Fachgebiet Anorgani
sche Chemie (FB IV) 
Manfred Rabes mit dem Aufgabenge
biet „Planung und Organisation des 
III. Studienabschnitts im ZpB 
Peter Rongen, Fachgebiet Geomikro-
biologie (FB IV) 
Sabine Schmid mit dem Aufgabenge
biet: Erstellung des Forschungsbe
richtes der Universität im Dez. 5 

Lucas Johannes Stal. Fachgebiet Mi
krobiologie (FB IV) 
Günther Wetzig, Referent für Raum
planung und Ingenieurwesen im BIS 
Uwe Winkler für das Forschungsvor
haben „Algen-Peroxisomen" unter 
Leitung von Prof. Stabenau 
Andrä Wolter für das Forschungsvor
haben „Studienerfahrungen und Stu
dienerfolg von Berufstätigen ohne 
Reifeprüfung in Niedersachsen unter 
Leitung von Prof. Schulenberg 

Im Dienstleistungsbe
reich wurden eingestellt 
Brigitte de Boer als Telefonistin im 
Dezernat 1 
Barbara Gottschewsky als Angestellte 
im ZSB 
Christine Stangenberg als technische 
Angestellte in der ZETWA 
Zwamine Wodtke als Angestellte in 
der ZWW 
Doris Woltjen als Telefonistin im 
Dezernat 1 

Neue Mitarbeiter 
in der Bibliothek: 
Ralph Gätke als Bibliotheksassessor 
Hannelore Glauche als Angestellte 
Jutta Goldhamer als Angestellte 
Inga Kuhlebert als Inspektorin 
Hermann Meyer als Angestellter 
Domenico Rizzi als Angestellter 
Ute Rosenau als Inspektorin 
Ingrid Schütte als Inspektorin 
Helga Wittig-Aßmus als Angestellte 
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